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Arbeit, Familie und Gleichstellung
Politikentwicklungen auf europäischer Ebene

Jane Lewis

Die Vereinbarkeit von Beruf und Familie, die Chancengleichheit und die Sozialpolitik
sind auf europäischer Ebene historisch bedingt eng miteinander verbunden. Durch
den Vertrag von Rom (1957) wurde die Verpflichtung zur Chancengleichheit im Sinne
des Grundsatzes des gleichen Lohns für Männer und Frauen zu einer der zentralen
sozialpolitischen Verpflichtungen der Europäischen Gemeinschaft. Diese Bestim-
mung befand sich jenseits der etablierten Konturen sozialpolitischer Entwicklungen
der westeuropäischen Wohlfahrtsstaaten des 20. Jahrhunderts, deren soziale Siche-
rungssysteme auf das Verhältnis zwischen dem männlichen Arbeiter und dem Ar-
beitsmarkt ausgerichtet waren - die sog. "WorluWelfare-Relationship« (Lewis 1992;
Supiot 1999; zu deutsch etwa: Verknüpfung Arbeit/soziale Sicherung, im Folgenden
kurz als "WorkiWelfare«-Beziehung bezeichnet). Tatsächlich war die Verpflichtung
zur Zahlung eines gleichen Lohns auf europäischer Ebene eng mit der fundamentalen
Konzentration auf die "Work/ Welfare~~-Beziehung verbunden, wobei die größte Sor-
ge (von Seiten der französischen Regierung) darin bestand, dass zur Gewährleistung
eines fairen Wettbewerbs ein "einheitliches Spielfeld« geschaffen würde (Szyszczak
2000). Auf europäischer Ebene stellt die Gleichstellung der Geschlechter daher ein
wichtiges Ziel dar, das von Beginn an sowohl mit der angestrebten Schaffung von
Märkten als auch mit sozialer Gerechtigkeit verknüpft wurde.

Die Chancengleichheit wurde in den 1970er und 1980er Jahren als politikfeld-
übergreifendes Konzept entwickelt. Zur gleichen Zeit schlug aber der Versuch fehl,
eine Harmonisierung der "sozialen Dimension~~ einzuführen (Streeck 1996). Wah-
rend die Wirtschaftspolitik und das Wettbewerbsrecht auf europäischer Ebene zur
förderung der voranschreitenden Integration der Märkte weiterentwickelt wurden,
verblieb die Sozialpolitik weitestgehend in der Kompetenz der Mitgliedstaaten. Die
Mitgliedstaaten und die durch sie aufgebauten Wohlfahrtssysteme waren in den
1990er Jahren mit einer Reihe von demografischen, ökonomischen und fiskalischen
Herausforderungen konfrontiert, die aus den tiefgreifenden Veränderungen auf dem
Arbeitsmarkt und in der Familie resultierten (vgl. insbesondere Pierson 2001). Man
kann ein wachsendes Interesse der EU erkennen, die Mitgliedstaaten zu drängen,
diese Herausforderungen anzunehmen und sich insbesondere um das Problem der
Arbeitslosigkeit und der Beschäftigungsquoten zu kümmern sowie die vermeintlich
notwendige "Modernisierung« der Sozialschutzsysteme anzugehen. Die wachsende
Bereitschaft, Angelegenheiten der familiären Versorgungsarbeit zu behandeln, sofern
sich diese auf die Erwerbsbeteiligung, insbesondere auf jene der Frauen, auswirken,
war ebenso Bestandteil dieser Erwägungen wie die Agenda der Chancengleichheit
(Lewis 2001; 2002).

Ab dem Ende der 1990er Jahre bestimmten grundlegende Veränderungen die drei
miteinander verbundenen Bereiche der Vereinbarkeit von Beruf und Familie, der
Chancengleichheit und der Sozialpolitik. Das Streben nach Chancengleichheit wurde
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nun durch die neu eingeführte Verpflichtung, die Gleichstellung der Geschlechter
über alle Politikbereiche hinweg zum »Mainstream« zu machen, bestimmt (vgl. ins-
besondere Rees 1998), während das Konzept der Gleichstellung durch den Vertrag
von Amsterdam erheblich ausgedehnt und um »Diskriminierungen aus Gründen des
Geschlechts, der Rasse, der ethnischen Herkunft, der Religion oder der Weltanschau-
ung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung« (Artikel 13) er-
weitert wurde. Dieser Vertrag führte für die »Beschäftigung« einen eigenen Rechts-
titel ein und gewährte ihr damit erstmalig den gleichen Status wie der »Wirtschafts-
und Währungspolitik« und der »Sozialpolitik«. Nach der Vertragsunterzeichnung
war es im Zuge der folgenden Erarbeitung der gemeinsamen Europäischen Beschäfti-
gungsstrategie (EBS) daher möglich, die Verpflichtung zur Vereinbarkeit von Berufs-
tätigkeit und Familie sehr viel besser in die Beschäftigungspolitiken zu integrieren. In
der Folge wurden sowohl die Beschäftigung als auch andere Kernbereiche der Sozi-
alpolitik zum Gegenstand der offenen Methode der Koordinierung (OMK), welche
die »harten« Richtlinien durch »sanften« Druck auf die Mitgliedsstaaten ersetzte, so
dass Reformen durch gemeinsam festgelegte Ziele und ein anschließendes Kontroll-
verfahren der Fortschritte im Rahmen einer gegenseitigen Überprüfung (sog. »peer
review«) durch die Mitgliedstaaten entwickelt wurden.

Wie sind diese parallelen Entwicklungen zu interpretieren? Die Literatur ist zu je-
dem dieser Politikbereiche ausgesprochen geteilter Meinung; Liegt eine neue Bereit-
schaft zur Entwicklung der Sozialpolitik auf EU-Ebene vor oder sollte dies primär im
Sinne einer neuen, umfassenden Neuzeichnung der Grenzen zwischen Sozial- und
Wirtschaftspolitik verstanden werden, wobei das »sanfte Regieren« durch die OMK
im Endeffekt bedeutet, dass die Sozialpolitik noch stärker als bisher zum Dienstmäd-
chen der Wirtschaftspolitiken wird (De la Portel Pochet 2003; für eine Übersicht der
Debatte vgl. Zeitlin 2005). Bedeuten die Einführung des Gender-Mainstreamings
und das erweiterte Gleichstellungskonzept eine Stärkung oder eine Verwässerung
der Gleichstellungsbemühungen (zum Gender-Mainstreaming vgl. Walby 2004; zur
Gleichstellung und zur Anti-Diskriminierung vgl. Fredman 200l)? Bedeutet das ge-
steigerte Interesse an der Vereinbarkeit von Beruf und familie, wie Hantrais (2000)
vorgeschlagen hat, eine tatsächliche Bewegung hin zu Politiken, die sozial konstru-
ierte Ungleichheiten angehen und insbesondere eine ausgewogenere Verteilung der
bezahlten und unbezahlten Arbeit zwischen Männern und Frauen fördern, oder ist
dies eher ein Ausdruck dafür, wie weit die Politiken der Chancengleichheit für eine
ökonomisch ausgerichtete Agenda nutzbar gemacht werden (Rossilli 2000; Stratig-
aki 2004)? Wie Mazey in einem Artikel im Jahr 1998 - zum Zeitpunkt großer Po-
litikveränderungen im Bereich der Chancengleichheit und der Vereinbarkeit von
Berufstätigkeit und Familie - kommentierte, ließ das veränderte wirtschaftliche und
politische Klima die Gleichstellungspolitiken an einem Scheidepunkt zurück (148).

In jedem dieser Bereiche ist es schwierig, zu gesicherten Schlussfolgerungen über
die möglichen Politikszenarien zu kommen. Bei dem Versuch, die politischen Haupt-
strömungen zu ermitteln und den Charakter der Zielsetzungen zu deuten, die den
daraus hervorgehenden Politiken zu Grunde liegen, konzentrieren sich die Auto-
rInnen in der Regel auf ein bestimmtes Set von Politiken, auf die Aktivitäten einer be-
stimmten europäischen Institution, oftmals der Kommission oder des Europäischen
Gerichtshofes, oder auf eine bestimmte Gruppe von politischen Entscheidungsträ-
gern. Die EU ist kein einheitlicher Akteur und jeder Politikbereich kann umstritten
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sein. Angesichts des AusmaHes, in dem die Chancengleichheit, die Vereinbarkeit von
Beruf und Familie sowie die Sozialpolitik ineinander verschachtelte Politikbereiche
sind, ist es sinnvoll, die Veränderungen dieser Bereiche auch in ihrem Verhältnis
zueinander zu untersuchen. Denn für die Gleichstellung ist es im Vergleich dazu,
ob es »mehr oder weniger« politische Aktivitäten in diesen Bereichen gibt, genauso
wichtig oder sogar noch wichtiger, in welcher Weise die Politiken zur Vereinbar~
keit von Berufstätigkeit und Familie und zur Chancengleichheit mit weiteren Sozial-
und Wirtschaftspolitiken verknüpft, oder in diese eingeführt werden. Dieser Beitrag
konzentriert sich speziell auf die inhaltlichen Veränderungen, die mit den Politiken
verbunden sind, und weniger auf die politischen Entscheidungsträger. Die Betrach-
tung eines solch breit gefassten Politikbegriffs kann nur pauschal erfolgen, aber wie
Titmuss (1974) im Hinblick auf die unterschiedlichen Dimensionen der Sozialpolitik
argumentiert hat, ist es dennoch wichtig, das Gesamtbild der Entwicklung der EU-
Politik im Blick zu haben, denn was wir sehen, hängt davon ab, wie weit und durch
welche Brille wir schauen. Die umfangreiche Literatur zur OMK illustriert diesen
Zusammenhang: Die AutorInnen kommen bei der Beurteilung der potentiellen Wir-
kungskraft der OMK auf die Entwicklung der Sozialpolitik zu sehr unterschiedlichen
Schlussfolgerungen, die gröHtenteils aus der Reichweite des analytischen Rahmens
resultieren: Je »internalistischer« der Ansatz, d. h. je stärker der Fokus auf formelle
Aspekte der OMK gelegt wird, desto optimistischer sind die Schlussfolgerungen (z. B.
Sabel und Zeitlin 2003). Wenn die OMK aber im Zusammenhang mit anderen Ent-
wicklungen der Wirtschaftspolitik und des Wettbewerbsrechts analysiert wird, sind
die Schlussfolgerungen zu den sozialpolitischen Szenarien auf europäischer Ebene
eher pessimistisch (z. B. Streeck 1996; Scharpf 2002).

Die Interpretation möglicher Politikszenarien hängt zunächst von einer Analyse
ab, in welchen Rahmen die Politiken gestellt wurden und welche Bedeutung ihnen
anhaftet, worauf sich auch dieser Beitrag konzentriert. In verschiedenen Studien
wurde z. B. die Vereinbarkeit von Beruf und Familie sowohl mit der Entwicklung der
Chancengleichheit als auch mit weitreichenden sozial- und wirtschaftspolitischen
Veränderungen zusammen genommen betrachtet. Ein besseres Verständnis der Poli-
tikszenarien im Bereich der Gleichstellung kann erreicht werden, wenn berücksich-
tigt wird, inwieweit sich diese Politikbereiche in die gleiche oder in unterschiedliche
Richtungen bewegen, in welcher Beziehung sie zueinander stehen, wie sie miteinan-
der verbunden sind, ob sie zueinander passen und ob eine »politische Logik« identifi-
ziert werden kann (Hobson/Lewis 1997; Mazur 2002,119). Dies kann auch zu einem
besseren Verständnis der konzeptionellen Veränderungen des Gleichstellungsziels
beitragen. Dabei betone ich insbesondere die Beweglichkeit der Politikinhalte und
wie diese im Zeitablauf zu einer Veränderung der Prioritätensetzung der Politik füh-
ren kann. Diese Aspekte sind auch über das Feld der Gleichstellung hinaus für die
Entwicklung der Politik von Bedeutung.

Sozialpolitische Szenarien

Die Literatur ist hierzu gespaltener Auffassung: Auf der einen Seite wird der europä-
ischen Sozialpolitik zum Jahrhundertwechsel ein unabhängiges Dasein beigemessen;
auf der anderen Seite werden die Veränderungen derart interpretiert, dass lediglich die
Grenze zwischen der Wirtschafts- und Sozialpolitik neu gezogen wurde. Für Vertre-
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terInnen der ersten Position bedeutet dies, dass die Neufassung der» Work/ Welfare«-
Beziehung und die offene Methode der Koordinierung für sensible und schwierige
Politikbereiche vielversprechende Ansätze sind (z. B. Trubek/ Mosher 2003; Atkinson
2002). Die zweite Sichtweise betont, dass diese neue Form des »sanften Regierens«
lediglich die Einführung einer neuen Art der Steuerung als Antwort auf die beschleu-
nigte Integration der Märkte darstellt. Dies bedeutet nicht nur, dass die Sozialpoli-
tik weiterhin der Wirtschaftspolitik untergeordnet wird (z.B. Hodson/Maher 2001;
Leibfried 2005), sondern auch, dass die Sozialpolitik als Instrument zur Verfolgung
wirtschaftlicher Ziele, insbesondere im Bereich der Arbeitsmärkte, eingesetzt wird
(Carmel2003). Wenngleich die Sozialpolitik und die Politiken zur Yereinbarkeit von
ßerufstätigkeit und familie auf europäischer Ebene einen deutlich höheren Stellen-
wert erlangt haben, so können dennoch wenig Anzeichen für ein eigenständiges Da-
sein dieser Bereiche gefunden werden. Es bleibt weiterhin sogar schwierig, die Sozial-
politik auf EU-Ebene exakt zu bestimmen. Allerdings hat die Kommission bestimmte
Grundwerte ~ insbesondere die soziale Solidarität - aufgezeigt (Szyszczak 2001), und
in den EU-Dokumenten wird regelmäßig und oft im Gegensatz zu den Vereinigten
Staaten auf das »Europäische Sozialmodell« verwiesen (z. B. Commission 2004a). Als
die Arbeitslosigkeit in den 1990er Jahren stark anstieg und die Produktivität nicht
mit dem Tempo der USA mithalten konnte, drängten erst die Kommission und dann
der Rat zu einer Reform des Europäischen Sozialmodells.

Die Kommission hob nach der Veröffentlichung des Weißbuches zu Wettbe-
werbsfahigkeit und Wachstum im Jahr 1993 in einem weiteren Weißbuch zur So-
zialpolitik die Bedeutung gemeinsamer Wertvorstellungen hervor und vertrat die
»Überzeugung, dass wirtschaftlicher und sozialer Portschritt Hand in Hand gehen
müssen. Bei der erfolgreichen Gestaltung des künftigen Europas müssen sowohl
Wettbewerbsfahigkeit als auch der Solidaritätsgedanke gebührende Berücksichti-
gung finden ... « (Commission 1994,9). Die Sozialpolitik wurde als »Unterstützung«
und die Beschäftigung als »Schlüssel« zur sozialen und ökonomischen Integration
verstanden. Die Botschaft war essentiell die gleiche in einem äußerst zentralen und
sozialpolitisch relevanten Dokument, das im Jahr 2000 veröffentlicht wurde, in dem
Sozialpolitik, obschon nominell gleichgestellt, als »produktiver Faktor« (Commission
2000,5) definiert und gleichzeitig die Verbindung innerhalb des Dreiecks der Sozial-,
Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik enger gefasst wurde. Der Sozialpolitik wurde
tatsächlich eine neue Aufgabe übertragen. Während ihr in der Vergangenheit die
Funktion zukam, »negative sozialen Folgen« möglichst gering zu halten, so liegt ihr
Schwerpunkt nunmehr auf der »Modernisierung des Europäischen Sozialmodells
und Investitionen in Menschen« (ebd., 6). Die Kommission beschreibt die Sozial-
politik in ihrer Mitteilung zur sozialpolitischen Agenda im Jahr 2005 einfach als be-
deutenden Pfeiler der Neuauflage der Lissabon-Agenda, deren Schwerpunkt auf der
Sicherung von Wachstum und Arbeitsplätzen liegt (Commission 2005a). Die Mittel
zur Förderung einer neu ausgerichteten und verbesserten Sozialpolitik würden im
Rahmen der OMK jedoch eher »sanfte« und nicht so sehr »harte« Regierungsformen
sein. Aufgrund der Inhalte und der Methode ist es zwar durchaus möglich, diesen
seit Ende der I990er Jahre vorherrschenden Ansatz zur Sozialpolitik als etwas »Neu-
es« auszulegen; allerdings war das ihm zugrunde liegende Ziel - die Sozialpolitik
zu reformieren, um sie wirkungsvoller als Ergänzung der Wirtschaftspolitik einzu-
setzen - nicht neu.
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Angesichts der Betonung von Preisstabilität und Haushaltsdisziplin können Aus-
gaben nur dann gerechtfertigt werden, wenn es sich dabei um »soziale Investitionen«
handelt. Daher wurde die enge Beziehung zwischen der Sozial- und der Wirtschafs-
politik sowohl neu formuliert als auch neu gefasst, wobei die Entwicklung der Euro-
päischen Beschäftigungsstrategie (EBS) als deren zentrales Bindeglied gesehen wird.
In der Folge avancierte die Beschäftigungspolitik zum thematischen Schwerpunkt so-
wohl der Sozialpolitik (um die Überlebensfahigkeit der» WorkJ welfare«- Beziehung
zu gewährleisten) als auch der Wirtschaftspolitik (um Wettbewerbsfahigkeit und
Wachstum zu fördern). Wie die Hochrangige Sachverständigengruppe zur Bewer-
tung der Lissabon Strategie betont hat, bestand das Ziel darin, »Europas Verpflich-
tung zu sozialem Zusammenhalt ( ... ) in den Prozess des Wirtschaftswachstums und
der Arbeitsplatzbeschaffung ein[zujbetten« (High Level Group 2004, 16; vg!. auch
O'Connor 2005).

Bei der Überarbeitung der »Work/Welfare«-Beziehung sticht besonders hervor,
dass sie vollständig in geschlechtsneutrale Sprache gefasst wurde. Dabei wird nun-
mehr angenommen, dass Frauen ebenso wie Männer zukünftig »citizen worker«
(Lewis 2002; Lewis/Giullari 2005; zu deutsch etwa: »BürgerInnen als Arbeitneh-
merlnnen«) in einem »adult worker family model« (zu deutsch etwa: »Familienrno-
delI der arbeitenden Erwachsenen«) sein werden. In der Tat hat die Kommission in
der letzten Dekade zunehmend die Bedeutung der effektiven Nutzung der I-'ertig-
keiten und Qualifikationen von Frauen in einer wettbewerbsfahigen, wissensbasier-
ten Wirtschaft betont (Commission 2000b). Die Kommission hat für diese Positionen
auch akademischen Rückhalt erhalten, da Frauen als unerschlossene Arbeitsreserve
gesehen werden (Esping Andersen eta!. 2001). Der Europäische Rat von Lissabon
hat den Mitgliedstaaten für die Erwerbsbeteiligung von Frauen das Ziel von 60% bis
zum Jahr 2010 gesetzt (Council2000a) und im darauffolgenden Jahr hat der Euro-
päische Rat von Stockholm das Zwischenziel von 57% bis zum Jahr 2005 festgelegt
(Council2001). Die Arbeitsstunden der Frauen wurden nicht näher spezifiziert, und
in vielen westeuropäischen Ländern setzte sich eine abgewandelte Rolle des männ-
lichen Familienernährermodells durch: das Eineinhalb-Ernährer-Model!. Mit Bezug
auf die Sozialpolitik wurde die Gleichstellung der Geschlechter nahezu ausnahmslos
über die Höhe der Erwerbsbeteiligung definiert. Tatsächlich besteht das geschlechts-
spezifische Lohngefalle - der ursprüngliche Schwerpunkt der EU-Gesetzgebung zur
Gleichstellung - aber nach wie vor.

Entwicklung der Chancengleichheit

In vielen feministischen Beiträgen zur Chancengleichheit auf europäischer Ebene
wurde Stellung dazu genommen, wie beschränkt das Konzept der Gleichstellung defi-
niert wurde, inwieweit die Gleichstellung durch marktorientierte Gesichtspunkte ge-
rechtfertigt wurde und wie der Unwille - insbesondere von Seiten des Europäischen
Gerichtshofs - anhielt, sowohl ungleiche Arbeitsteilungen zwischen den Geschlech-
tern in der Familie als auch auf dem Arbeitsmarkt zu berücksichtigen (z. ß. Scheiwe
1994; OstnerlLewis 1995). Seit der Übernahme des Artikels 119 in den Vertrag von
Rom konzentrieren sich die meisten Darstellungen über Politiken der Chancengleich-
heit auf Veränderungen im Verständnis der Gleichstellung, insbesondere im Verhält-
nis zu den vier Aktionsprogrammen zur Chancengleichheit für Frauen und Männer,
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die zwischen 1982 und 2000 liefen (für eine gute Übersicht vgl. Hoskyns 2000). Die
ursprüngliche Gleichstellungsdefinition bezog sich auf die gleiche Behandlung von
Männern und Frauen am Arbeitsplatz und wurde bis Mitte der 1970er Jahre nicht nä-
her überprüft. Erst gegen Ende der 1980er Jahre wurde die Gleichstellung auch unter
der Berücksichtigung der Unterschiede in den Positionen der Männer und Frauen the-
matisiert. Dies ermöglichte die Implementierung von Fördermaßnahmen (»positive
actions«), von denen Frauen profitierten, und gab Anfang bis Mitte der 1990er Jahre
insbesondere im Bereich der Vereinbarkeit von Beruf und Familie der Vorstellung
Raum, dass das Erreichen von Chancengleichheit notwendiger weise mit Verände-
rungen der männlichen Verhaltensweisen einhergehen müsse. Die Neufassung des
Artikels 119 im Vertrag von Amsterdam (Artikel 141) lässt positive Diskriminierung
zu, nachdem ein Urteil des Europäischen Gerichtshofes darauf hingewiesen hatte,
dass derartige Maßnahmen mit dem formellen Prinzip der Gleichstellung im Sinne
einer Gleichbehandlung in Konflikt stehen (Case C-450/93 Kalanke vs. Land Bremen
(1995) ECR 1-3051). Darüber hinaus wurde die klare und grundsätzliche Verpflich-
tung zur Gleichstellung im Artikel 2 des EG- Vertrags festgeschrieben.

Die Definition der Gleichstellung der Geschlechter wandelte sich abermals, als das
Konzept des »Mainstreaming« im Anschluss an die Weltfrauenkonferenz in Peking
im Jahr 1995 und nach dem Beitritt von Schweden und Finnland zur Gemeinschaft
im Jahr 1996 eingeführt wurde. Das Prinzip des Gender-Mainstreamings bedeutet
inhaltlich, dass Politiken zur Umsetzung der Geschlechtergleichstellung nicht länger
nur auf ein Chancengleichheits-»Ghetto« begrenzt werden, sondern in alle Politik-
felder integriert werden sollen. Rees (1998) argumentierte, dass Mainstreaming das
Potenzial hat, Nachteile anzugehen (als Ziel der Gleichbehandlungspolitiken), ohne
dabei Unterschiede abzustreiten. Aus dieser Sicht könnte sich Mainstreaming durch-
aus als »umgestaltend« erweisen und zu einer Veränderung der Geschlechterhierar-
chie führen. Es ist vorgesehen, den Maßstab, an dem Gleichstellung gemessen wird,
selbst einer geschlechtersensiblen Bewertung zu unterziehen (Walby 2001). Nun, die
vorherrschende Sozial- und Wirtschaftspolitik wird vom neoliberalen Paradigma
»stabiles Geld, solide öffentliche Finanzen« dominiert (Dyson 2000). Das bedeutet,
dass in einem Bereich wie der Vereinbarkeit von Beruf und Familie eher das Wirt-
schaftsinteresse und weniger die Gleichstellung den Rahmen vorgibt, in den sich die
Argumente der Gleichstellung einfügen müssen (Dex 2003).

Bezüglich der Inhalte des Mainstreamings ist ein weiterer Aspekt zu berücksich-
tigen: Inwieweit beruht das Gender-Mainstreaming auf Gleichbehandlung, auf ge-
zielten Fördermaßnahmen (»positive actions«) für Frauen, und/ oder auf Maßnah-
men, um Veränderungen der männlichen Verhaltensweisen sowie der Positionen von
Männern und Frauen zu fördern (Booth und Bennett 2002). Die Kommissionsmit-
teilung zum Gender-Mainstreaming berücksichtigt bei der Definition dieses Prinzips
die unterschiedlichen Bedingungen, Situationen und Bedürfnissen von Frauen und
Männern in sämtlichen politischen Konzepten und Maßnahmen der Gemeinschaft.
Dieser globale und horizontale Ansatz erfordert die Mobilisierung aller Politiken
(Commission 1996a) und die systematische Berücksichtigung geschlechtsspezi-
fischer Unterschiede »in allen gemeinschaftlichen Politikbereichen, bei deren Pla-
nung, Durchführung und Evaluierung« (Commission 1996b, Kapitel 1).

Allerdings konzentriert sich diese Definition eher auf die »technische« Umset-
zung des Gender-Mainstreamings und darauf, wie der Gender-Aspekt im Verlauf
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des Politikprozesses berücksichtigt werden soll, als auf Ansätze zur Herstellung der
Gleichheit der Geschlechter und den verschiedenen Möglichkeiten, diese sicher zu
stellen. In der Tat kann es leicht dazu kommen, dass das Mainstreaming auf eine
Art pflichtübung runter gefahren wird, die es abzuhaken gilt (Shaw 2002), und dass
der Gleichstellung sowie den Politikergebnissen wenig Bedeutung beigemessen wird.
Maria Stratigaki (2005, 180) bezeichnet das Gender-Mainstreaming sogar als »Rhe-
torik ohne Inhalt«.

Parallel zum Mainstreaming der Geschlechtergleichheit wurde das Konzept der
Gleichstellung erweitert, indem verschiedene Formen der Ungleichheit aus Grün-
den der »Rasse«, der ethnischen Herkunft, des Alters, der sexuellen Ausrichtung,
einer Behinderung, der Religion und der Weltanschauung berücksichtigt und in
der »harten« EU Gesetzgebung durch zwei Richtlinien des Rates verankert wurden
(CounciI2000b; 2000c): Die erste verpflichtet die Mitgliedstaaten dazu, das Prinzip
der Gleichbehandlung im Hinblick auf die »Rasse« und die ethnische Herkunft noch
stärker anzuwenden, als dies je hinsichtlich des Geschlechts der Fall war (nämlich
auch außerhalb des Arbeitsmarktes). Den Frauen wurde dieser Schutz erst im De-
zember 2004 zuteil (CounciI2004). Der erweiterte Begriff der Gleichstellung wurde
fest als Vertragsziel verankert. Allerdings schließt ein aufRechten basierender Anti-
Diskriminierungsansatz im EU -Kontext notwendigerweise auch einen individuellen
Ansatz mit ein (Fredman 2001), so dass sich die Frage stellt, inwieweit Bürgerrechte
in Verbindung mit sozialen Rechten und mit Ansprüchen auf Grundlage sozialer
Bürgerrechte (»social citizenship entitlements«) betrachtet werden, und inwieweit sie
dazu gedacht sein könnten, an ihre Stelle zu treten. Zudem ist zu fragen, inwieweit
diese Anti-Diskriminierungsrechte als Maßnahme gedacht sind, ganz verschiedene
Gleichstellungsformen in allen Lebensbereichen zu befördern und inwieweit sie
dazu gedacht sind, vorrangig dem dominanten politischen ßezugsrahmen, d. h. dem
Marktzugang und der Beschäftigungsfahigkeit, zu dienen.

Entwicklungspfade der Vereinbarkeit von Beruf und Familie

Der Begriff der »Yereinbarkeit« wird sprachlich gemeinhin in geschlechtsneutraler
Sprache formuliert und bezieht sich oft auf eine »Harmonisierung« der bezahlten und
unbezahlten Arbeit der Frauen und weniger auf eine »Harmonisierung« im Sinne
einer ausgewogenen Teilhabe zwischen Männern und Frauen auf Haushaltsebene.
Die meisten Dokumente zur Yereinbarkeit von Berufstätigkeit und Familie, die An-
fang bis Mitte der 1990er Jahre erschienen sind, verweisen dennoch an irgendeiner
Stelle - wenn auch nur beiläufig - darauf, dass die »ausgewogene Teilhabe der Frau-
en und Männer sowohl am Arbeitsmarkt als auch am Familienleben« ausdrücklich
erwünscht sei.

Seit Ende der 1990er Jahre gab es grundlegende Veränderungen in der Art und
Weise, wie die Politik zur Yereinbarkeit von Beruf und Familie ausgearbeitet wurde.
Der seinerzeit amtierende Kommissar für Soziale Angelegenheiten, Padraig Flynn,
betonte im Vorwort des Berichts der Generaldirektion Beschäftigung und Soziale
Angelegenheiten, dass die Yereinbarkeit von Beruf und Familie ein integraler Be-
standteil der europäischen Beschäftigungsstrategie sei (Commission 1998). Seit 1998
ist die Yereinbarkeit von Berufstätigkcit und Familie fest in den Leitlinien zur Eu-
ropäischen Beschäftigungsstrategie verankert. Dies hatte erstens zur Folge, dass die
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Förderung des Gleichstellungszieles über Verhaltensveränderungen von Männern
zunehmend aus dem Blickwinkel verschwand; zweitens verlagerte sich der Schwer-
punkt hauptsächlich auf die Bereitstellung von Kinderbetreuung, welche mit einer
höheren Wahrscheinlichkeit die Erwerbsbeteiligung von Frauen erhöht als Maßnah-
men, die Zeit für Versorgungsarbeit z. B. zur häuslichen Pflege von Angehörigen,
gewähren. Interessanterweise hat der Ausschuss für Frauenrechte des Europäischen
Parlaments die Meinung geäußert, dass die Mitgliedstaaten, die bei der Bereitstellung
von Kinderbetreuung vergleichsweise wenig vorweisen können, ohne ein rechtlich
bindendes (»hartes«) Instrument überhaupt nichts unternehmen würden (Randall
2000). Es hat sich jedoch gezeigt, dass dies nicht der Fall ist, denn in Deutschland
und Großbritannien wurden seit 1996/97 ca. 600.000 Kinderbetreuungsplätze ein-
gerichtet (Evers et a!. 2005). Die Ziele, die Erwerbsbeteiligung von Frauen (in Groß-
britannien insbesondere jene der alleinerziehenden Mütter) zu erhöhen und - wenn-
gleich auch in geringerem Umfang - das frühkindliche Lernen zu verbessern, haben
sich als starke Anreize für hinterherhinkende Mitgliedstaaten erwiesen; allerdings
hat dies mit der Förderung der Gleichstellung per se nicht notwendigerweise etwas
zu tun (Stratigaki 2004). Die möglichen Entwicklungsszenarien dieser Politikbe-
reiche sind dennoch keinesfalls eindeutig. Die Entschließung des Ministerrates für
Beschäftigung und Sozialpolitik zur ausgewogenen Teilhabe von Frauen und Män-
nern am Berufs- und Familienleben (CounciI2000d) betonte erneut die Bedeutung
der gleichen Arbeitsteilung (»equal sharing«), »insbesondere auch in Bezug auf die
für die Betreuung von Kindern oder anderen abhängigen Personen notwendigen
Abwesenheiten vom Arbeitsplatz«. Die Tatsache, dass der Beratende Ausschuss für
Chancengleichheit von Frauen und Männern diesen Ansatz des Öfteren hoch ge-
lobt hat, unterstreicht allerdings die eher ungewöhnliche und abweichende Stellung
dieses Ansatzes.

Die Argumente zur Notwendigkeit, die »Arbeitsorganisation« durch höhere Fle-
xibilität zu reformieren, aus denen die zentrale Rolle der Bereitstellung von Kin-
derbetreuung hervorgeht, enthalten aber keinen Verweis auf das Ziel der Chancen-
gleichheit (z. B. Commission 1997a; Webster 2001). Dies ist bezeichnend, weil die
Vereinbarkeit von Beruf und Familie zunehmend an die neuen Bestrebungen, Fle-
xibilität und Sicherheit prioritär zu sehen, geknüpft wurde und zu einer wichtigen
Komponente der Verpflichtung zur »sozialen Qualität« der Arbeitsplätze avancierte
(Commission 2001). Durch die Verbesserung der »Qualität der Arbeitsplätze« wurde
eine Steigerung der Produktivität erhofft und durch eine erhöhte Attraktivität der
Arbeit sollte die Beschäftigungsquote der Frauen angehoben werden (ebd., 8). Die
Vereinbarkeit von Berufstätigkeit und Familie wurde im Jahr 2003 unter dem Ziel der
»Qualität und Produktivität« in die Beschäftigungspolitischen Leitlinien inkludiert;
die beschäftigungspolitische Säule Chancengleichheit, als die sie seit 1998 erschienen
war (Council 1998) wurde abgeschafft, als die Gleichstellung der Geschlechter zu
einem »horizontalen Prinzip« wurde, das über alle Politikbereiche hinweg als Quer-
schnittsaufgabe zu verankern ist (»Mainstreaming«). Daher besteht die Gefahr, dass
die Gleichstellung im Sinne einer »ausgewogenen Teilhabe« zwischen Männern und
Frauen in Zukunft als weniger dringlich angesehen wird (Rubery eta!. 2003).

Ende der 1990er Jahre argumentierte die Kommission, dass das neue Gleich-
gewicht der Geschlechter im Arbeitsleben im Widerspruch zu den traditionellen
Familienpolitiken steht und die Reformen wurden als Teil der Modernisierung der
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sozialen Sicherung angesehen (Commission 1997b). Esping Andersen, Mitverfas-
ser eines einflussreichen Politikdokuments für die belgisehe Präsidentschaft im Jahr
2001, ging in seiner Anklage des »Familialismus« der alten wohlfahrtsstaatlichen
Arrangements noch weiter und argumentierte, dass die Politiken, die auf Annahmen
bezüglich der traditionellen Rollenverteilung zwischen den Männern und Frauen
innerhalb der Familie beruhen, zur »Achillesferse« der Wohlfahrtsstaaten geworden
sind, da sie sowohl der Pamiliengründung als auch dem Arbeitskraftangebot entge-
genwirken und aufgrund eines niedrigeren ßeschäftigungsniveaus der Frauen die
Steuergrundlage verringern, die für die Beibehaltung des kontinental-europäischen
sozialen Wohlfahrtssystems notwendig ist (Esping Andersen 1999,70). Den Zielset-
zungen zur Erwerbstätigkeit von Frauen durch den Europäischen Rat von Lissabon
folgten durch den Europäischen Rat von Barcelona zudem Ziele zur Bereitstellung
von Kinderbetreuung, um eine Betreuungsquote von 90% bei den Kindern zwischen
drei Jahren und dem Schulalter sowie 33% bei den unter Dreijährigen zu erreichen.

Der Bereitstellung von Kinderbetreuung, welche Frauen unmissverständliche An-
reize zur Erwerbstätigkeit gibt, wird im Vergleich zum Gewähren von Abwesenheits-
zeiten, die, wenn sie lang andauern (mehr als zwölf Monate) und schlecht vergütet
sind, eher den Ausstieg der Frauen aus dem Arbeitsmarkt fördern, eine beträchtliche
Dringlichkeit beigemessen.

Politiken zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie sind schon seit langem Be-
standteil der auf europäischer Ebene vorherrschenden Bedeutung der Wirtschafts-
politik und des Zugangs zum Arbeitsmarkt. Aber Anfang bis Mitte der 1990er Jahre
waren sie ganz eindeutig in die Politiken der Gleichstellung und der Beschäftigung
eingebettet. Ostner (2000) argumentiert, dass sich die Empfehlung des Rates zur
Kinderbetreuung aus dem Jahr 1992 hauptsächlich mit Aspekten der Beschäftigung
befasste, was im Jahr 2002 bei den Zielen von Barcelona aber nicht so sehr der Fall
war. Ein Kernaspekt des Gender-Mainstreamings bezieht sich auf die Spannungen
zwischen der Gleichstellung und dem (männlichen) Mainstream sowie auf die Ge-
fahr der Schwächung der Gleichstellungsverpflichtung. Dies ist anscheinend mit der
Abschaffung der Säule der Chancengleichheit im Jahr 2003 in den Beschäftigungspo-
litischen Leitlinien der EBS im Wesentlichen bereits realisiert worden. Eine ähnliche
Problematik entsteht bei der Vereinbarkeit von Beruf und Familie, die zunehmend
der Beschäftigungspolitik einverleibt wird.

Schlussfolgerung

Die Politikszenarien in diesen drei Bereichen sind im Hinblick auf die Gleichstellung
schwer zu interpretieren. Erstens verläuft der Entwicklungspfad in keinem dieser Be-
reiche linear, zum Beispiel hat es in der Gleichstellungspolitik weder einen nahtlosen
Übergang von der Gleichbehandlung hin zu geziehen Fördermaßnahmen (»positive
actions«) und dann hin zum Gender-Mainstreaming noch einen eindeutigen, klaren
Schritt weg von der Vereinbarkeit von Beruf und Familie als Mittel zur Förderung der
Gleichstellung durch »ausgewogene Teilhabe« hin zu einer Vereinbarkeit für Frauen
gegeben. Zweitens kommt es größtenteils darauf an, aus welchem Blickwinkel die
Politik analysiert wird. Ist der Blickwinkel z. B. Chancengleichheit, so können die
Maßnahmen zur Förderung der Vereinbarkeit von Berufstätigkeit und Familie sehr
wohl als Beleg für eine erweiterte Auffassung von Gleichheit interpretiert werden,
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die über den Arbeitsmarkt hinausgeht und die zentrale Frage der häuslichen Ar-
beitsteilung aufgreift; hingegen legen die Veränderungen im weiteren Umfeld der
Sozialpolitik eine sehr viel engere Verbindung zur Förderung eines Familienmodells
der arbeitenden Erwachsenen (»adult worker model family«) nahe, das wiederum an
die Förderung von Wettbewerb und Wachstum gebunden ist.

Ende der 1990er Jahre fanden in den Politikdokumenten deutliche und beachtliche
Verschiebungen in der Art und Weise statt, wie diese drei Politikbereiche eingebettet
und vertreten wurden. Eine Einschätzung dieser Veränderungen im Zusammenhang
mit den veränderten Beziehungen zwischen diesen Bereichen ermöglicht eine Argu-
mentation zur politischen Logik im Verhältnis zur Gleichstellung der Geschlechter.
Aber die Politikentwicklung der EU ist schnelllebig und ungeheuer kompliziert und
eine Berücksichtigung eines weiteren Sets von Politikbereichen könnte zu anderen
Schlussfolgerungen führen.

Historisch betrachtet war die Sozialpolitik - ähnlich wie die Gleichstellungspolitik
- an das alles überragende Ziel, Märkte zu schaffen, gebunden. Als Ende des 19. Jahr-
hunderts und zu Beginn des 20. Jahrhunderts die älteren, abschreckenden Systeme
des Armenrechts durch moderne Sozialprogramme, die sich am Sozialversicherungs-
prinzip orientierten, ersetzt wurden, wurde auch das Verhältnis zwischen der Arbeit
und der Wohlfahrt neu definiert. Es ist keineswegs abwegig, dass dieses Verhältnis
am Ende des 20. Jahrhunderts wieder neu gefasst wird, indem die Sozialpolitik als
»produktiver Faktor« und die Förderung der Beschäftigung aller leistungsfahigen
Erwachsenen, Frauen und Männern, als notwendige Voraussetzung für die ökono-
mische Agenda des Wettbewerbs und des Wachstums sowie als wichtige Begründung
für alle Ausgabenarten der Sozialpolitiken, betont werden. Im Zentrum der jüngeren
sozialpolitischen Überlegungen steht die Beschäftigung, die jüngst ausdrücklich mit
Wettbewerb und Wachstum verknüpft wurde und die zusammen genommen als die
zentralen politischen Ziele der EU verankert wurden (Commission 200Sb). Darüber
hinaus ist die Verschiebung in den Politiken zur Vereinbarkeit von Beruf und Fa-
milie hin zu einer ausschließlichen Pokussierung auf Kinderbetreuung, um höhere
Frauenerwerbsquoten zu erreichen, eng mit der Förderung eines Familienmodells
des/r erwachsenen Bürger/s/ln als ArbeitnehmerIn (»adult citizen worker model«)
verbunden, während auch der erweiterte Begriff der Gleichstellung im Rahmen der
Maßnahmen zur Anti-Diskriminierung aufzeigt, dass der Zugang zum Arbeits-
markt prioritär gesehen wird. Und tatsächlich, wenn die Ausweitung der »harten«
Anti-Diskriminierungsgesetze zusammen mit der Betonung der erhöhten Beschäfti-
gungsrate betrachtet wird {und mit den Entwicklungen des EU-Wettbewerbsrechts
und den Auswirkungen, die dieses auf die Privatisierung der öffentlichen Dienstleis-
tungen hat (Leibfried 2005; Commission 2004), so ähnelt das Bild tatsächlich sehr
viel mehr dem amerikanischen Modell, das sich hauptsächlich auf den Primat des
Marktes stützt und durch Anti-Diskriminierungsmaßnahmen unterstützt wird, die
den Marktzugang ermöglichen. Dieser Vergleich ist zwar hochgradig spekulativ und
hängt insbesondere vom erfölgreichen Funktionieren der OMK ab. Aber aufgrund
ihrer »sanften« Maßnahmen zur Umsetzung der Politik, könnte die OMK - ähnlich
wie der Politikprozess der Methode des Mainstreamings - von einer Geschichte der
Modifizierung vereinnahmt werden. Dabei ist zu betonen, dass der Artikel 1-15 der
gescheiterten EU-Verfassung die Sozialpolitik als Teil der Wirtschafts- und Beschäfti -
gungspolitik präsentiert hat, und dabei einen Bruch mit der vierzig Jahre währenden
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Praxis vollzieht, in der die ßeschäftigungspolitik als Teil der Sozialpolitik betrachtet
wurde (vgl. insbesondere Absatz 3, http://europa.eu.int/constitution).

Die Gleichstellung ist seit 1997 noch fester in der EU verankert als jemals zuvor.
Allerdings deutet der allgemeine politische Kontext eher auf einen instrumentellen
Ansatz hin. Werden darüber hinaus die Veränderungen der Gleichstellungspolitik,
der Vereinbarkeit von Berufstätigkeit und Familie und der Sozialpolitik zusammen
genommen betrachtet, so kann zudem argumentiert werden, dass die Verpflichtung
zu einer Gleichstellung als Gleichbehandlung im Sinne des männlichen Mainstream-
Modells weiterhin vorherrschend ist. Wenngleich der Wechsel der Gleichstellungspo-
litiken im Bereich der Geschlechter weg von gezielten Fördermaßnahmen (»positive
actions«) hin zum Gender-Mainstreaming noch nicht vollständig abgeschlossen ist,
so deutet er - durch die Betonung der durch sie angewendeten Instrumente - an,
dass das Hauptaugenmerk auf der Sicherstellung der Berücksichtigung von »Genden<
bei der Umsetzung der vorherrschenden politischen Prioritäten liegt. Gleichzeitig
entfernte sich die Vereinbarkeit von Beruf und Familie weg von ihrer klaren Bindung
an Chancengleichheit zu Beginn der 1990er Jahre und bewegte sich in Richtung einer
unmissverständlichen, instrumentellen Verknüpfung mit Beschäftigungspolitiken.

Somit liegen reichlich Hinweise vor, dass die Gleichstellung primär in Bezug auf
die Erwerbsbeteiligung definiert und der Förderung einer ausgewogenen Teilung der
unbezahlten Versorgungsarbeit zwischen Männern und Frauen und Verhaltensver-
änderungen der Männer immer weniger Beachtung geschenkt wird. Die Ironie der
Geschichte ist, dass sich die Bedeutung der Gleichstellung der Geschlechter - aus-
gerechnet nachdem sie sich innerhalb der politischen Entscheidungsprozesse als
positive Diskriminierung durchgesetzt hatte - dahingehend verschoben hat, dass
sie zu einem Instrument der übergeordneten Agenda der Beschäftigung und des
Wirtschaftswachstums wurde.

Übersetzung: Diana Weh/au
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